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ganz allgemein sind Teil unseres üe1tr.1gs • 1r Stabilisierung des Ost-1\'est-Ver­
h:!lt.nisscs und damit Frieucnspolltik. Unser Beitrag :z.wn wcst-
1 ichcn Blindms l!it rorausscuun unserer Sicherheit. 

,u s IJ.berale wi sscn ,,;u, daß dl t1o01 klllllgshüfe nicht ein Almosen für 
andere ist , sondern Invesutioncn dlc e1genc fnedl iche Zukunft. Sie 
ist Welt-Friedenspolitik DUt d grollen <.tel, die so=1ale Sprengl:raft =u 
Obeo.:indcn, die w Nord-Sud-\cr I•ms dte lll.iOOesten.:; in gleichem 
Jobßc llegt, vic das in den Industnegcsellschaften des Nordens am Ende des 
letzten und Anfang Jahrlumd rts der F 11 war. 

"'lT die Jetzt _u treffenden heuiungen bel.erten, so geht es also 
u:s lo'Cit mehr als nur tlt': die Deckung \ n Hausll<iltslüden. lür llil.ssen den 
finanziellen und Ge 1 tunssraum damit wir unserem 
Voll auch in Zukunft Ger ugkeu., Fortscbrit.t und Frieden sichern 
können. DGs ist die . Sie besticmt die Bedeutung, die wir 
dCill Entschetdungsprozeß :nmrssen, UJ dem Regierung und Koalition jetzt. stehen. 
DGs cL1rf nicht die Sn.mdc.> chw:"icllll hcn Taktlerens und halbherziger Schritte 
sein. Wir als freie Demokrat n nts.düos"en, unsere Verantwortung. wahr­

Ich wdß aus z.thlreichen Gc;.pr "hcn und aus Jen Beratungen im ,Juli, daß die 
vemntwortlichen Persönlichke1 lt'll dN SPII slch mit dem gleichen Ernst der 
g..:stcllten 1\ufgaoo wülmcn. l:s soll tc .rc-.halb moglich sein, trot2 gnmds:.ttzlicher 
untcrscluedlichcr Posiunncn de1 hcidt·n Reg1enmgsparteien in wichtigen IÜrt­
schaCtJlchcn und gcsc llschattspo l J r l><cht'H f-ragen die geste i l [C Aufgobe w lösen. 

Dlc ln uer l etzten i' tJO I Icn II l:lll"cheidungen zur Konsolidierung 
des tes untl zur l.lcl C"bun: dC't Wi nschaft stellen eine wichtige 
Etappe auf clcm lieg ;:u de"'l gesct t 11 Ziel cl.1r. Fiir Regierung und Koall t ion 
giht es keinen .A!llaß, s1ch das un 1 stcn lurchgang im Juli Erreichte von irgend 
jemandem wegreden ::u Jas:.en. Auch d1c wä1·c mit einer sachlichen 
l'oürdigung gut beraten. 'ile ITIJß nllmJJ ... h Ihre Lt:1stung in Bund und Ländern erst 
noch erbrmgcn. Ins beachtlu:he Jull-Lrgebms der Koalition ist letder \'er­
nebelt und venlunkelt lo'Ordcn dUrch d1 DJsl.:tlSSJon über die trgänzungsabgabe. 
tlir hoffen, daß •hese Diskusston durch cmcn cndgül tigen Venicht dl'r SPD 
auf die Ergllnnmgsabgabe m h(hst schnell bccndet wird, damit die lrrves ntions­
bcreitschaft der \futschaft mcln Um r durch dle Ungewißheit ubcr weite-re 
::ukilnftige Belastungen ... htigt wud. 

D1e Anstrengtmgen \'On Regierung und Koall uon Dilssen jerzt J;on::mtriert 
werden auf clie Voli ... ndung des Pro c sc der und 
auf die Verbesserung der kalJmcnhedtngungen für eine ilelebung der wirts<haft­
lichen 

Frei von aller ldeolog1e .1St c:> da 1 notwenohg, den lo"irtschaftlichcn Sach-
verst11nd Obcra 11 zu nut=en, nc rfilhnlrn:en aus der Vergangenbei t und 
d1c Erfahnmgcn anderer 11lnder w h<:!:icllten J.Cn:l das Vertrauen in oJic wi rtschaft­
lichc f:ntvicklung w feshgen. Dtc unabhängige &mdesbank hat eine 
1\ufgabc. llir haben als Liberale diese Unabhängigkeit der Bundesbank ianer für 
einen C.aranten einer soliden Wirtschafts- Ulld ll'ähnmgspolitlk in unserem Land 
gehaltc·n. 1-illtte sie diese Pos i llon mcht , die Gefahr, sich vom sOßen Gift 
bequemer Schein-Lasungen einschli!fum zu lassen , w1lre groß . Die Angriffe auf 
die Politik der Bundesbank, wie wi' sie aus den Reihen unseres KoaLitions­
parmers vernetunen, erscheinen uns dcshnlh nicht gee1gnet, das fUr die wirt­
schaftl ichc Entl;icklung notwend tgC' \I('Jllaucn :.u festigen - eher das Gegenteil . 

\\'cd tcrc r:ingriffe in zc cro;dtcinen uns unvenneidbar. Wir werden 
auch bel den bevorstehenden Berntungcn m! t konstruktiven VorschlUgen zur Kon­
solidierung ut,s Bundesbaushaltes bei ltlt!;en, wtd dabei auch Vorschläge unter­
brcitl'n, die die Gesamt-Belastun von l\rhcitem, Angestell ten und ll'irtschaft 



fdk 130/Rl - 4 -

eher einschränken cxlcr nundestens begrenzen, aber s1e nicht auSl<oei ten sollen. 

~ach unserer Oberzeugung darf im !lcre1ch der Blmdesanstalt für Arbeit noch 
nicht das letzte l\lort gesprochen seiu . D1c llöhc des Arbeitslosengeldes sollte 
noch einmal diskutü•tt wetdeu. lür glJUhCJI .tuch, daß Jas Problem von Karenz­
Tagen bei der Lohnfortzahlung -und Zl'l<tr i'lir alle Gruppen - noch einmal an­
gepackt werden sollte. Um es ganz kl:n u sagen, wir wollen den großen ge­
sellschaftlichen F0rtschri tt, der in der llinfiihrung der Lohnfortzahlung für 
alle Arbeitnehmer lag, tmgeachtet unserer Kn.t lk an de1.· sogenannten arbeits­
rechtlichen Lösung, ntcht tilckg:inf(tg machen . Aber. wir meinen, daß Karenz-Tage 
geeignet sind, manchen Mtßbrauch :u r 1 1 rcn. D1e vorausschlXJrc Entlastun~ 
der Unternehmen konnte u Etnsparungcn an Rndcrer Stelle ven~cmlct l'iCrden, 1de 
es bekanntlich auch vom 11nanzmin1ster cn110• n .-iTd . 

Die Stl.lrkung der Selb~ 1 v<:ranuvortung J';t 1n einer freien Gesellschaft mündiger 
BUrger nicht nur ein möglicher, sondern .Jus unserer Sicht der einzlg richtige 
Weg, t.nn einer Erstü klllll' Jes Le.J.stungs~>illcns Jurch :immer höhet•e Steuern, Ab­
gaben und Beitriige cntgl.'g~·nzuwirken. U1e Kostenexplosion in der gesetzlichen 
Krankenversicherung fordert gerade_u 1 • Suh kung der Selbstverant\o.'Ortung. 

Der Bundesarbeitsminister hat nach d n llc1atungen in der Koalition eine Reihe 
von Vorschlägen er.JrbCitet, die den GrundsitZ der Selbstverant\o.'Ortung begrüßens­
wert fördern. Er kann be1 dieser <:ielst•ttung auf unsere volle Unterstützung 
rechnen. Ich bin 11rvcrsHhtlich, daß IHr •m~ fluch jn den anderen Fragen ver­
ständigen werden, so unva (!ariiber, <11ß di, )!C~liederte Krankcnvcrsichenmg auch 
in Zukunft erhaltoll hlt•ibt lUid Ja(?, Kostend/impfung nicht verwechselt werden darf 
mit gesellschaftspol j t ischcn Verändcrun1•sver~uchen. 

Ganz allgemein ist es erfoTdeJlich, die Uinsicht ~u st&rkcn, daß keine Leistung 
von Staat und Gcscllsclmft gCI,ährt werden k lßll, die nicht vorher oder hinterher 
von der Allgemeinhel t, also von jedem e111zelnen von uns, aufgebracht werden mi.ißte. 
Es gilt, eine Anspruo.;hS!OC'ntalität ;:u brechen, die nicht deshalb entstand, weil 
die heute lebende un•l aJbcit<.-nde Generation weniger leistungsbereit w'J.rc als 
ihre Vorgänger, sondern wc1l manches Gcsctt geradezu z:ur "Inanspruchnahme" auf­
fordert, tm1 nicht zu s:~gcn '\el"leitl t". fitnc Wende ist notl<endig . 

nas alle~ i ~t nld1t ci n r·.il.lgril'r 111 u11-;c r System sozialer Leistungen, 
sondern 1.m i.jegentell, es smd unveuu:htbnre Schritte ZurFestigung der 
Gnmdele~nte iliescs Svstems. C•mz. ~·cwiß ~o.eruen wir - nicht jetzt, aber 
In den vor uns hegenden Jahren - llll ZusaJII!'Cnhang mit der Refonn 1984 auch 
im Rahme':! der gesetzlichen Renten\-erslchenmg Entsche1elungen !u treffen 
haben, d1e rucht ungedeckte 1\lechsel auf dJ(.' :ul-unft ziehen sondem die 
langfri:stig die Renten Slchern~ dJe Rcnto:nsteigerungcn in dem gleichen 
~~'lße mögllch lll:lcheu ~o.•1e s1d1 u1c verfligharcn Finkoo:nncn der im Arbeits­
prozeß Stehenden cnt" 1 cke In Lmd die Jami t ohne einen Generat ioncnkon­
flikt der arbc1tendc11 tcneraticm von heute das Vel't:rauen in 0 1 ne gesicher­
te Zukunft geben kö1U1cn. 

Bei allem, 1~as wir .tnpacken, lliis'>en wir 
daß wir die _Lasten de-r Gegenwart nicht 
bürden dilrfcn. Unser Ziel IIJ.J!', sem: 

\on dem Grundgedanken ausgehen, 
unseren Kindern und Enkeln auf-

Wettbe1>erbsfäh1gke1t lUld nochlll:lls licttbe~o;erhsfählgkei t, 

Investitionen 1md nochmals ln\cstltionen, 

Arbeitsplät:e unJ nochmals Ad1ei .pl ltze. 

nas geht: aber nur, wcm1 die l..eistungsimpu lst unsercT Gesellschafts- und 
W~rtsdlaft:>o~<.lnwlg frc i geset!t lveHien. Verbesserte Rahmenbedingungen 
für ~nves?ttoncn - und tlazu gehnrt a11ch Vertrauensbildung - schaffen 
1\rbcttsplatzc ~<nksru~r LmJ J.auerhaftc1 uls noch so gut gemeinte Konjunk­
turprogranwe, oder w1e ll!lner nan s1e nennt. \'or der Entscheidung über 
solche Prograume ntlssen sehr gcnau Z1cl, Auf,,and und -u erwartende Aus­
wirktmgen geptilft ~>erden. E:s blelbt abZUl•':lrtcn, \•eiche \'orschUII!e die damit 



fdk 130/81 - 5-

beauftragten Minjster vorlegen. 

Die Frage unserer Wolmung!:>lJOIHik sollte noch einmal neu gestellt werden . 
Es fehlen Wohnungen, aber wi.r haben ßcschäftigcmgsprobleme in der Bau­
industrie, und es steht ein gewaltige!; p r i v a t e s Investitions­
kapital für den 1-lietwohnungsbau zur Verfügung. Es w-ird aber nur dann wl rkJ ich 
eingesetzt werden, Henn die Investitionen sich auch lohnen. 

Ein Mietrecht, das sich letztlidt dahin aus1drkt, daß Mangel an WolmraLnn 
entsteht, kann kaum als sozial empfunden werden, denn die besser Verdienen­
den finden ihren Walmraum i JJtner. 

Die Unionsparteien erklären, daß es nkht nur beim NolmLmgsbau, sondern 
auch beim Kraftwerksbau und bei der Komrnunikatl.onstechnologi.e Invesütions­
hindernisse gebe, die man beseitigen müsse. In diesen beiden Bereichen ist 
schon eine !>Ienge gesd1ehen. Nach meiner Oberzeugtmg überschätzt: die Union 
das hier noch J'vi5glicl•e . Aber 1.; Lr werden vorbehaltlos konkrete Vorschläge 
prüfen. 

Bei den Entscheidungen, die wir Ende Juli getl·offen haben, ist eine in ihrer 
Trag~.~eite offensicl1tlid1 Ubc1·sehcn worden. Wir haben vor, daß im öffent­
lichen Dienst bei den Beamten, dort, wo wir es durcl1 Gesetz körmen, eine 
Verschiebung der GehaltsanpassLmg stattfinden soll. Das hat mancher fäustchen­
rnachend offenskhtlich als ein Sanderopfer für Beamte mißverstanden . Wir 
wollen damit in l~ahrhcit ein Signal gebeu für l ohnpolitisd1e ZurUckhaltLmg 
der Tarifpartner im komrrendcn ,Jahr auch in der gel>erblichen Wirtsd1aft . 
Die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkelt unserer Wirtschaft, auch durch 
des Verhalten der Tarifpartner, ist in einer schwieriger gewordenen \<elt­
wirtsmaftlichen !.agc ein besonderer Ausdruck der Solidar ltät z.wischen denen, 
die Arbeit haben, die sie sid1er haben, und Jenen, die LUD ihre Arbeitsplätze 
bangen LUld vor allem denen, die sold1e Arbeitsplätze suchen. 

Liebe Parteifreunde, 
hölmisch hat manchet· davon gesprochen, die Zeit der Reformen sei vorbei. 
Wenn man Refo11llp0litik mit inmer neuen Wohltaten ohne RUcksicht auf ihre 
Finanzierbarkelt venvechselt, ist das sicher richtig. Wer aber wie \Ür 
Reformpolitik unter dem großen Ziel sieht, den Freiheits- und Gestaltungs­
ralDn des einzelnen zu en,'Citern, der wird erkennen, daß Reformen wicht iger 
denn je sind. ll'cr 1mscre freihci tl1chc Staats- und Gesellsmaftsordnung 
ausbauen und nidlt einsd1ränken will, weiß, daß das nicht bedeuten darf: 
mehr 1\'ohl taten z.u Lasten der Zukunftschancen. Es darf auch nicht heißen, 
den Verfilgtmgsraum des einzelnen Arbeiters tmd Angestellten, des einz.elnen 
Beamten und Untemeluncrs noch wc1.ter einzuschränken durch Erhöhung der 
Belastung mit Steuern, Abgaben und Beiträgen. 

Nein, jet z.t geht es darum, die Weichen deutlid1 auf mehr Selbstverantwor­
tung, auf Leistl.Dlg LQ)d Selbstbestimmung zu stellen, das heißt eben auf 
mehr Freiheit. Niemand ~oll sich täi&Schen, die Grundtendenz in Lmserer 
Gesellschaft ist ni.cht auf mehr Staat gerichtet, ganz im Gegenteil. Der 
Grundsatz der Subsidiarität wird immer populärer, wie sich auch in vielen 
Aktivitäten junger ~t-nschen zeigt. Sollte das enttäuscht werden, so werden 
Verdrossenheit und möglid1erweise sogar eine Haltung gegen unseren Staat 
und unsere Gesellsd1aft die Folge sejn . 

Liebe Parteifreunde, 
um es noch e i nmal zu sagen, ili.e Koalition muß nicht verstecken, sondern sie 
kann mit Selbstbewußtsein z.cigen, was bei der Entsdleidung im Juli erreicht 
wurde. Aber das Sparziel ist nacb unserer Auffasstmg noch nicht erreicht, 
lUld [mpulse fiir Investitionen und damit fllr nehr Arbeitsplätze müssen auch 
noch gegeben werden. Zukunftsinvestitionen sind für LU1Sere langf ristige 
BehaUE.tung am Weltmarkt unverzichtbar Vor allem aber ist VertraucnbildLUl~ 
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notwendig als Grundlage einer soliden zukunfts:orientierten, von Optimismus 
getragenen wirtschaftlichen Entwicklung. Auch die Entscheidungen, die wir 
noch zu treffen haben, ~.:erden an vielen Stellen Einschnitte bedeuten. Aber 
sie sind notw-endig, denn 1dr entscheiden heute nicht nur fül/ilie nächsten 
Monate liDd Jahre, sandem über unse1-e Zukunftschancen schlechthin. Das macht 
das ganze Maß der Verantwortung deutlich. 

Die Opposition hat bisher wem.g Konkretes zur Lösung der anstehenden Probleire 
verlauten lassen, obwohl sie in den Ländern und r:ereinden und vor allem im 
Bundesrat nicht nur staatspoliüsche, sandem auch legislative Veranu.:orrung 
trägt. Aber - und ich will das nicht gering einschätzen - sie hat sich w 
einer konstruktiven ~1itwirkung !Je1·eit erklärt. Wir sollten das nicht zurück­
weisen, sondern im Gegenteil ilie Opposition beim Wort nelnoon. Ja, wir sollten 
die Chance nutzen, die darin für unser Land, für unsere 11cmokratie und 
unsere Gesellschaft liegt, daß d.ie Opposition bereit ist, durchaus auch 
Entscheidungen mitzutragen, die von vielen Verbänden je nach Betroffenheit 
eher mit Kritik als mit :ustirmrung aufgenontren werden. 

Ich bin überzeugt, die Bürger 1mseres Landes sind bereit, an einer großen 
GEMEINSCHAFfSLEISTUXG DER A!l."fl VEN ZUKUNFTSSICHERUNG mitzuwirken. Sie werden 
das umso überzeugter run, je deutlicher unser Wille zu einer Wende wird. 
Einer Wende, die die Rahmenbedingungen schaffen soll für eine Zukunft in 
sozialer Sicherheit, in Fortschritt und in Frieden nach innen und außen. 

Es besteht kein Anlaß zum Pessimismus. Im Gegenteil: Fleiß und Tüchtigkeit 
der Bürger unseres Landes sind eine solide Gnmdlage filr eine gesunde wirt­
schaftliche Entwicklung. Die Rahirenbedingungen müssen Staat 1md gesell­
schaftliche Gruppen schaffen. Den Tarifpartnern und den Verbänden kOJllllt 
dabei neben dem Staat eine besondere \'erant\\'orttmg zu. Wir sind als 
Liberale bereit, unsere Verann~ortung zu tragen und dabei auf jeden 
zuzugehen, der konstruktiv m.i twirken will. Wir wollen alles tun, damit 
Regierung und Koalition nach dem el1llutigenden Anfang im Juli nun das 
gesteckte Ziel erreicht. 

Ihr 

Hans-Dietrich Genscher 


